
 

 

Sitzungsvorlage 

 

 

Gremium:Gemeinderat AZ.:062.51; 

022.37/27580 

Amt:       Sitzungstag: 

18.03.2024 

TOP-Nr-: 3 öffentlich Vorberaten       

 

 

Bezeichnung TOP: Bürgerentscheid in der Gemeinde Amstetten am 9. 

Juni 2024                

 

 

I. Anlagen:                 

 

 

II. Beschlussantrag: 

 

 

1. Aussprache und Festlegung der Fragestellung des Bürgerentscheides. 

2. Der Gemeinderat beschließt, dass der Bürgerentscheid am 9. Juni 2024, 

zusammen mit der Wahl des Europäischen Parlaments und den 

Kommunalwahlen stattfindet. 

3. Der Gemeinderat beschließt gemäß § 21 Abs. 1 GemO, dass ein 

Bürgerentscheid mit der Fragestellung: „….“ Stattfindet. 

4. Für die Ausarbeitung des Informationsmaterials wird ein Adhoc-Ausschuss im 

Sinne des § 41 Gemeindeordnung gebildet. Als Vertreter entsendet der 

Gemeinderat zwei VertreterInnnen aus dem Gemeinderat. 

5. Der Gemeinderat beschließt, dass die notwendigen Sachkosten für die 

Durchführung des Bürgerentscheides notwendig veranschlagt werden und im 

Haushaltsjahr 2024 entsprechend berücksichtigt werden. 

6. Die Verwaltung wird ermächtigt, für die Einwohnerversammlung bzw. für eine 

Informationsveranstaltung geeignete Referenten zu gewinnen. 

7. Die Durchführung des Bürgerentscheides wird auf dem 

Gemeindewahlausschuss, beschlossen am 29. Januar 2024, übertragen. 

 

 

 

III. Sachverhalt und Begründung: 

 

Der Gemeinderat hat in öffentlicher Sitzung vom 29. März 2021“KRITERIEN FÜR PV-

FREIFLÄCHENANLAGEN IN AMSTETTEN“ beraten und beschlossen.  

 

Unter der Ziffer 1 dieses Katalogs ist Folgendes ausgeführt: 

 

„1. Für PV-Freiflächenanlagen werden höchstens 0,5% der Gesamtgemarkung von 

Amstetten zur Verfügung gestellt, somit max. 25 Hektar. Bei darüber hinaus 

gehendem Bedarf ist die Bevölkerung von Amstetten über einen Bürgerentscheid in 

die Entscheidungsfindung miteinzubeziehen.“ 

 



Durch Beschlussfassungen vom Gemeinderat wurden Projekte mit einer 

Gesamtgröße von rund 26,5 ha bzw. einer Nennleistung von 28 MWp auf den Weg 

gebracht. Die anvisierten Flächen, wie bei den Kriterien festgelegt, ist somit 

überschritten. 

 

Diese Selbstverpflichtung hat der Gemeinderat aufgenommen und am 26. Juni 2023 

einen Grundsatzbeschluss gefasst, dass wir den ersten Bürgerentscheid in der 

Geschichte unserer Gemeinde in die Wege leiten möchten. Die Verwaltung war 

bereits im letzten Jahr beim Fachdienst Kommunal- und Prüfungsdienst 

(Kommunalaufsicht; Rechtsaufsicht) und auch dort wird die Rechtsauffassung 

geteilt, dass ein Bürgerentscheid über dieses Thema möglich ist. 

 

Der Gemeinderat hat sich in nichtöffentlicher Vorberatung für die Abhaltung des 

Bürgerentscheides auf den 9. Juni 2024 festgelegt. Gemäß § 41 Absatz 3 

Kommunalwahlgesetz kann ein Bürgerentscheid auch am Tag der Wahl der 

Abgeordneten des Europäischen Parlaments und die Wahl der Kreisräte, 

Gemeinderäte und Ortschaftsräte stattfinden. 

 

Rechtsgrundlage für die Abhaltung eines solchen Verfahren ist der § 21 

Gemeindeordnung (GemO). 

 

Grundlegende Ausführungen: 

 

Man unterscheidet zwischen Ratsbegehren (Beschluss vom Gemeinderat) und Antrag 

aus der Bürgerschaft (sog. Bürgerbegehren). Da der Anstoß vom Hauptorgan der 

Gemeinde kommt, also dem Gemeinderat, spricht man bei uns vom Ratsbegehren. 

Der Bürgerentscheid ist quasi der „Output“, unabhängig wie das Verfahren zustande 

gekommen ist. 

 

Voraussetzungen für das Ratsbegehren/ Bürgerentscheid 

 

1. Gemäß § 21 Abs. 1 Gemeindeordnung muss ein Bürgerentscheid von 2/3 der 

Stimmen aller Mitglieder vom Gemeinderat beraten und beschlossen werden 

(in Amstetten haben wir derzeit 19 Mitglieder im Gemeinderat, also brauchen 

wir 13 Stimmen).  

 

 Diese Entscheidung steht bei uns naturgemäß noch aus und sollte in dieser 

Sitzung beraten und beschlossen werden. 

 

2. Der Bürgerentscheid muss innerhalb des Wirkungskreises einer Gemeinde 

sein (Legaldefinition des Wirkungskreises vgl. § 2 GemO; vgl. hierfür aber 

auch die Ausführungen u.a. beim § 1 GemO [Kommentar 

Kunze/Bronner/Katz]) und darf nicht den Ausführungen des § 21 Abs. 2 

GemO sein. 

 

 Diese Prüfung ist bereits erfolgt, und wir können das Themengebiet 

„Flächenverbrauch bei PV-Freiflächenanlagen“ der Bürgerschaft als 

Bürgerentscheid zur Entscheidung vorlegen. 

 

3. Im § 21 Abs. 3 GemO gibt es noch eine Aufzählung, wie ein Bürgerbegehren 

begründet werden muss (u.a. schriftlicher Antrag, Unterschriftsquorum, 

Vertrauenspersonen, Verwahrung der Unterschriftenlisten, Begründung und 

Kostendeckungsvorschlag). 

 

 Diese Vorschriften müssen wir nicht berücksichtigten, da wir ein 

Ratsbegehren machen (teilweise gibt es aber Ausführungen im § 21 Abs. 3 

GemO der auch beim Ratsbegehren Auswirkungen hat). 

 



4. Die mögliche Fragestellung des Bürgerentscheides (§ 21 Abs. 3 Satz 4 GemO) 

muss so formuliert sein, dass die Fragestellung klar mit „Ja“ oder mit „Nein“ 

zu beantworten ist (vgl. aus der Zusammenschau hierfür auch § 21 Abs. 7 

GemO; ebenfalls interessant ist hierbei §§ 53 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 52 Abs. 2 

Satz 2 KomWO). Die hinreichende Bestimmtheit der Fragestellung ist von 

grundlegender Bedeutung.  

 

Bei mehrdeutigen, unpräzisen und zu Missverständnissen Anlass bietenden 

Formulierungen ist eine hinreichende Bestimmtheit der Fragestellung zu 

verneinen (vgl. hierfür u.a. VGH BW Beschl. V. 13.6.18 – 1 S 1132/18 – juris 

Rdn. 14=VBlBW 2018, 469; vgl. auch VG Sigmaringen Beschl. v. 29.8.2016 – 9 

K 3743/16 . juris Rdn. 32 ff). 

 

Allerdings stellt die Rechtsprechung an die sprachliche Abfassung der 

Fragestellung keine zu hohen Anforderungen. 

 

 Die Fragestellung sollte in der Sitzung gemeinsam mit dem Gemeinderat 

diskutiert werden. 

 

 

Mögliche Fragestellungen 

 

Auch nach Einschätzung der Rechtsaufsichtsbehörde erscheint es sinnvoll eine ganz 

konkrete Frage mit einer Flächenbeschränkung festzulegen, zwar wäre es rechtlich 

möglich keine konkreten Flächen in die Fragestellung mitaufzunehmen (z.B. „Sind 

Sie dafür, dass auf der Gemarkung Amstetten mehr als 25 ha für die Ausweisung 

von PV-Freiflächenanlagen ausgewiesen werden dürfen?“), aber davor warnt auch die 

Gemeindeverwaltung. Aus Sicht des Landratsamtes sollte man auch mindestens in 

fünf Hektar Schritten eine Flächenbeschränkung machen. 

 

Mögliche Formulierung: 

 

1. Variante: „Die Gemeinde Amstetten hat im Rahmen des Klimaschutzes für PV-

Freiflächenanlagen eine Fläche von 25 ha ausgewiesen, in der Zwischenzeit 

sind die Flächen ausgeschöpft. Sind Sie dafür weitere XX ha, also insgesamt 

XX ha, auf der Gemarkung für PV-Freiflächen auszuweisen?“ 

 

Natürlich wäre es auch sprachlich schöner, wenn man keinen Schachtelsatz 

formulieren würde, sondern eine prägnantere Formulierung wählt. 

 

Informationsveranstaltungen für die Bürgerschaft 

 

Die Wahlberechtigte müssen im Rahmen des Entscheides sowohl die Argumente, die 

für eine Ausweisung bzw. gegen eine Ausweisung sind, erfahren. Im Regelfall 

werden deshalb Informationsflyer erstellt und entsprechende Veranstaltungen 

angeboten. Herr Freibauer hat uns empfohlen mit dem Fachdienst „Nachhaltigkeit“ 

Rücksprache zu halten, um geeignete Referenten aufzutreiben. 

 

Beim Bürgerentscheid in Bad Überkingen hat der Gemeinderat beschlossen, dass die 

Redaktion des Flyers vom Bürgermeister und zwei Gemeinderäte übernommen 

wurde. Dies erscheint als zielführend. Gemäß § 21 Absatz 5 müssen Bürgern 20. 

Tage vor dem Bürgerentscheid die Auffassung des Gemeindeorgans 

bekanntgegeben werden. Dies sollte bis zum 15. Mai 2024 erfolgen, damit die 

Bürger genug Zeit haben sich eine Meinung zu bilden. 

 

  



IV. Finanzielle Auswirkungen 

 

Aufwendungen für den Druck von Informationsschriften, etwaig Kosten für 

Referenten, Hallenmiete und Kosten für die Abhaltung der Wahl. 

 

 

 

Aufgestellt: 

Amstetten, 04.03.2024 

 

 

Johannes Raab  

Bürgermeister  

 

 


